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  Peter Gärtner, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht
Mandanten-Information zu den Mini-Jobs

Sehr geehrte Leser,

ab dem 1.4.2003 gelten neue steuer- und sozialver​sicherungsrechtliche Regelungen zu den ”Mini-Jobs”. Durch das Zweite Gesetz für moder​ne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23.12.2002 lockern und verbessern sich die Bedingungen für die bisherigen geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse. Zuständig für das Meldeverfahren und den Beitragseinzug ist ab dem 1.4.2003 die Bundesknappschaft in 45115 Essen (kostenfreies Service-Telefon montags bis freitags von 7 bis 9 Uhr unter 08000 200 504; Fax 0201/


384 97 97 97; Internet www.minijob-zentrale.de; E-Mail minijob@minijob.zentrale.de). Diese zentrale Einzugsstelle übernimmt u.a. die Verteilung der den Sozialversicherungsträgern und der Finanzverwaltung zustehenden Teilbeträge. Die von den Finanzämtern ausgestellten Freistellungsbescheinigungen für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse sind ab April 2003 wirkungslos.

Bei den geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen ist aber bis einschließlich März 2003 die bisherige Rechtslage erhalten geblieben. 
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Der Arbeitslohn aus einem geringfügigen Beschäf​tigungsverhältnis bleibt auch im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 2003 steuerfrei, wenn die Summe der anderen Einkünfte des geringfügig Beschäftigten nicht positiv ist. 

Pauschal versteuerter Arbeitslohn steht der Steuerfreiheit nicht entgegen.

Beispiel: A ist im Jahr 2003 als Kassiererin in einem Supermarkt für 325 € monatlich geringfügig beschäftigt. Sie hat ihrem Arbeitgeber eine Freistellungs​bescheinigung des Finanzamts vorgelegt.

Der Arbeitgeber hat für die Monate Januar bis März 2003 einen pauschalen Beitrag von 12 % des Arbeitsentgelts zur Rentenversicherung und von 10 % zur Krankenversicherung zu entrichten. Der Arbeitslohn aus dem geringfügigen Beschäftigungsverhältnis ist steuerfrei. Da A im Laufe des Jahres 2003 auch keine anderen positiven Einkünfte erzielt, bleibt der Arbeitslohn aus dem geringfügigen Beschäftigungsverhältnis für Januar bis März 2003 auch im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 2003 steuerfrei.

I. Geringfügige Beschäftigung 
im gewerblichen Bereich ab 1.4.2003
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Ab dem 1.4.2003 liegt eine geringfügige Beschäf​tigung vor, wenn das Arbeitsentgelt aus dieser Be​schäftigung regelmäßig im Monat 400 € nicht übersteigt. Die 15-Stunden-Grenze ist weggefal​len. Es kommt also nicht mehr auf den zeitlichen Umfang der Tätigkeit an. Allerdings müssen sich nach wie vor aus den Lohnunterlagen die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden ergeben. Übrigens: Personen in Berufsausbildung gelten nicht als geringfügig Beschäftigte in diesem Sinne.

Hinweis: Ob die Grenze von 400 € überschritten ist oder nicht, hängt von der Höhe des "regelmäßigen" Arbeitsentgelts ab. 

Ein nur gelegentliches und nicht vorhersehbares Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze führt daher nicht zur Sozialversicherungspflicht. Als gelegentlich ist dabei ein Zeitraum bis zu zwei Monaten innerhalb eines Jahres anzusehen.

Beispiel: A übt ab April 2003 dauerhaft eine geringfügige Beschäftigung aus und erhält hierfür 350 € monatlich. Im August fallen wider Erwarten Überstunden durch die Vertretung einer krank gewordenen Kollegin an. Dadurch erhöht sich der Monatslohn auf 700 €.

Auch im August liegt eine geringfügige Beschäftigung vor, weil es sich nur um ein gelegentliches und unvorhersehbares Überschreiten der 400-€-Grenze handelt. A bleibt deshalb auch im August sozialversicherungsfrei.

Der Arbeitgeber hat für die geringfügig Beschäftigten grundsätzlich Pauschalabgaben in Höhe von 25 % an die Einzugsstelle zu entrichten. Davon entfallen 12 % auf die Rentenversicherung, 11 % auf die Krankenversicherung und 2 % auf die Lohnsteuer einschließlich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer (einheitliche Pauschsteuer). Der einheitliche Pauschsteuersatz von 2 % ist übrigens auch anzuwenden, wenn der Arbeitnehmer keiner erhebungsberechtigten Religionsgemeinschaft angehört.

Für Zeiträume ab April 2003 ist diese Pausch​steuer nicht in der Lohnsteuer-Anmeldung des Arbeitgebers anzugeben!

Beispiel: B ist ab 1.4.2003 in einem Bau​markt für 400 € monatlich geringfügig beschäftigt.

Der Arbeitgeber hat ab April 2003 Pauschalabgaben von 25 % des Arbeitsentgelts (= 100 € monatlich) an die Einzugsstelle zu entrichten.
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Geringfügig Beschäftigte haben - wie bisher - grundsätzlich die Möglichkeit, durch eine Aufstockung des pauschalen Arbeitgeberbeitrags zur Rentenversicherung von 12 % des Arbeitsentgelts um 7,5 % auf 19,5 % (neuer Beitragssatz ab Januar 2003) das volle Leistungsspek​trum der Rentenversicherung (u.a. Anspruch auf Rehabilitation, Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit, vorgezogene Altersrente) in Anspruch zu nehmen. Bei einem Verdienst von z.B. 400 € monatlich muss der geringfügig Beschäftigte einen zusätzlichen monatlichen Beitrag an die Rentenversicherung von 30 € (7,5 % von 400 €) zahlen.
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Ab 1.4.2003 hat der Arbeitgeber Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung von 11 % des Arbeitsentgelts für dauerhaft geringfügig Beschäftigte zu zahlen, die in der gesetzlichen Krankenversiche​rung versichert (auch familienversichert) sind. 

Der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung entfällt, wenn die geringfügig beschäftigte Person - z.B. wegen einer privaten Krankenversicherung - nicht gesetzlich krankenversichert ist.

Beispiel: C ist ab April 2003 in einer Arztpraxis geringfügig beschäftigt. Ihr Verdienst beträgt 400 € monatlich. Ihr Ehemann ist Beamter. Da sie beihilfeberechtigt ist, gehört sie keiner gesetzlichen Krankenversicherung an.

Der Arbeitgeber hat ab April 2003 Pauschalabgaben in Höhe von 14 % (12 % Rentenversicherung und 2 % Pauschsteuer) des Arbeitsentgelts (56 € monatlich) an die Einzugsstelle zu entrichten. Zur Krankenversicherung fällt kein Pauschalbeitrag an, weil C nicht gesetzlich krankenversichert ist.
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Hat der Arbeitgeber für den geringfügig beschäftigten Arbeitnehmer den Pauschalbeitrag zur Ren​tenversicherung von 12 % des Arbeitsentgelts zu entrichten, kann die Lohnsteuer einschließlich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer (einheitliche Pauschsteuer) ab April 2003 mit einem einheitlichen Pauschsteuersatz in Höhe von insgesamt 2 % des Arbeitsentgelts erhoben werden. 
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Die ansonsten für Lohnsteuerpauschalierungen erforderliche Voraussetzung, dass der Arbeitslohn 12 € pro Stunde nicht übersteigen darf, gilt für diese neue Pauschalierungsvorschrift nicht. 

Legt der geringfügig Beschäftigte dem Arbeitgeber für den Lohn​steuerabzug eine Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse I, II, III oder IV vor, entfällt die Pauschsteuer. Der Arbeitslohn aus dem geringfügigen Beschäftigungsverhältnis muss dann vom Arbeitgeber auf der Lohnsteuerkarte bescheinigt werden. Er wird auch im Rahmen einer ggf. durchzuführenden Einkommensteuerveranlagung als Bruttoarbeitslohn des geringfügig Beschäftigten aus einer nichtselbständigen Tätigkeit angesetzt. Bei Vorlage einer Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse V oder VI würde sich eine höhere Steuerbelastung ergeben.

Beispiel: D arbeitet ab 1.4.2003 als wissenschaftliche Hilfskraft in einem Institut. Sie erhält dafür 400 € monatlich. Sie hat dem Arbeitgeber eine Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse I vorgelegt.

Der Arbeitgeber hat ab April 2003 Pauschalabgaben in Höhe von 23 % (12 % Rentenversicherung und 11 % Krankenversicherung) des Arbeitsentgelts (= 92 € monatlich) an die Einzugsstelle zu entrichten. Auf Grund der vorgelegten Lohnsteuerkarte ist die Pauschsteuer von 2 % des Arbeitsentgelts nicht zu zahlen. Bei einem Arbeitslohn von 400 € monatlich fällt in der Steuerklasse I keine Lohnsteuer an.
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Ergänzender Hinweis: Beschäftigte, die in den Monaten Januar bis März 2003 sozialversicherungspflichtig sind (z.B. wegen eines Arbeitslohns zwischen 326 € und 400 € oder wegen Überschreitens der 15-Stunden-Grenze) bleiben in diesem Beschäftigungsverhältnis aus Vertrauensschutzgründen weiterhin sozialversicherungspflichtig (z.B. wegen bestehenden Krankenversicherungsschutzes). Sie werden allerdings auf Antrag von der Versicherungspflicht befreit. Die Befreiung wirkt vom 1.4.2003 an, wenn sie bis zum 30.6.2003 beantragt wird. Bei einer späteren Antragstellung wirkt die Befreiung vom Eingang des Antrags an. Der Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht wird durch eine schriftliche Erklärung des Arbeitnehmers gegenüber dem Arbeitgeber gestellt, wonach auf die Versicherungspflicht verzichtet wird. Der Arbeitgeber hat die Erklärung zu den Lohnunterlagen zu nehmen.

Die Einzugsstelle ist bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen auch zuständig für das Umlageverfahren nach dem Lohnfortzahlungsgesetz. 

Am Ausgleichsverfahren der Bundesknappschaft nehmen grundsätzlich alle Arbeitgeber mit maximal 30 Beschäftigten teil. Die Umlage U 1 ist für den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen bei Krankheit bzw. Kur zu entrichten. Sie errechnet sich aus den Bruttoarbeitsentgelten aller im Betrieb geringfügig beschäftigten Arbeiter und beträgt vom 1.4.2003 an 1,2 %. Die Erstattung der Bundesknappschaft beträgt für Arbeiter und Auszubildende 70 % des fortgezahlten Bruttoentgelts ohne Einmalzahlungen. Die Umlage U 2 ist für den Ausgleich der Aufwendungen nach der Mutterschutzgesetz. Sie errechnet sich aus dem Brutto​arbeitsentgelt aller im Betrieb geringfügig beschäftigten Arbeitnehmer, also auch der Angestellten (Frauen und Männer). Sie beträgt vom 1.4.2003 an 0,1 %. Die Bundesknappschaft erstattet für Arbeiter und Angestellte 100 % des Arbeitgeberzuschusses zum Mutterschaftsgeld.

Im Übrigen sind geringfügig Beschäftigte kraft Gesetzes in der gesetzlichen Unfallversicherung gegen Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten versichert. Die Beiträge zu dieser Pflichtversicherung zahlt der Arbeitgeber. Zuständig für die Versicherung sind die nach Branchen gegliederten Berufsgenossenschaften.

II. Geringfügige Beschäftigung in Privathaushalten ab 1.4.2003
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Eine geringfügige Beschäftigung in einem Privathaushalt liegt vor, wenn sie durch einen privaten Haushalt begründet worden ist und die Tätigkeit sonst gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erledigt wird. Typisches Beispiel für eine geringfügige Beschäftigung in einem Privathaushalt ist die Reinigung der Wohnung, aber auch Betreuungsleistungen gegenüber Personen und die Gartenpflege gehören dazu. Auch das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung darf regelmäßig 400 € monatlich nicht übersteigen. Genauso wie bei der geringfügigen Beschäftigung im gewerblichen Bereich kommt es auf den zeitlichen Umfang der Tätigkeit nicht an.

Der Arbeitgeber hat ab April 2003 für die geringfügig Beschäftigten in Privathaushalten grundsätzlich Pauschalabgaben in Höhe von 12 % an die Einzugsstelle zu entrichten. Davon entfallen 5 % auf die Rentenversicherung, 5 % auf die Krankenversicherung und 2 % auf die Lohnsteuer einschließlich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer (einheitliche Pauschsteuer).

Beispiel: Frau E reinigt ab April 2003 an zwei Vormittagen in der Woche die Wohnung eines Frei​beruflers. Ihr Verdienst beträgt 400 € monatlich.

Der Arbeitgeber hat ab April 2003 Pauschalabgaben von 12 % des Arbeitsentgelts (= 48 € monatlich) an die Einzugsstelle zu entrichten.

Abwandlung: Frau E reinigt statt der Woh​​nung die Praxisräume des Freiberuflers. Ihr Verdienst beträgt 400 € monatlich.

Es handelt sich nicht um eine geringfügige Beschäftigung in einem Privathaushalt. Der Arbeitgeber hat ab April 2003 Pauschalabgaben in Höhe von 25 % des Arbeitsentgelts (= 100 € monatlich) an die Einzugsstelle zu entrichten. 

Auch geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten können grundsätzlich durch eine Aufstockung des pauschalen Arbeitgeberbeitrags zur Rentenversicherung von 5 % des Arbeitsentgelts um 14,5 % auf 19,5 % (neuer Beitragssatz ab Januar 2003) das volle Leistungsspektrum der Rentenversicherung in Anspruch nehmen. Bei einem Verdienst von z.B. 400 € monatlich muss der geringfügig Beschäftigte allerdings einen zusätzlichen monatlichen Beitrag an die Rentenversicherung von 58 € (14,5 % von 400 €) zahlen.

9

Ebenso wie bei einer geringfügigen Beschäftigung im gewerblichen Bereich entfällt der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung in Höhe von 5 % des Arbeitsentgelts, wenn die geringfügig in einem Privathaushalt beschäftigte Person - z.B. wegen einer privaten Krankenversicherung - nicht gesetzlich krankenversichert ist.

Beispiel: F pflegt im Rahmen eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses Haus und Garten des Auftraggebers. Ihr Verdienst beträgt 400 € monatlich. Ihr Ehemann ist Beamter. Da sie beihilfeberechtigt ist, gehört sie keiner gesetzlichen Krankenversicherung an.

Der Arbeitgeber hat ab April 2003 Pauschalabgaben von 7 % (5 % Rentenversicherung und 2 % Pauschsteuer) des Arbeitsentgelts (= 28 € monatlich) an die Einzugsstelle zu entrichten. Zur Kran​kenversicherung fällt kein Pauschalbeitrag an, weil F nicht gesetzlich krankenversichert ist.
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Hat der Arbeitgeber für den in einem Privathaushalt geringfügig beschäftigten Arbeitnehmer den Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung von 5 % des Arbeitsentgelts zu entrichten, kann die Lohnsteuer einschließlich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer (einheitliche Pausch​steuer) ab April 2003 mit einem einheitlichen Pauschsteuersatz in Höhe von insgesamt 2 % des Arbeitsentgelts erhoben werden. 

Die ansonsten für Lohnsteuerpauschalierungen erforderliche Voraussetzung, dass der Arbeitslohn 12 € pro Stunde nicht übersteigen darf, gilt für diese neue Pauschalierungsvorschrift nicht. 

Legt der geringfügig Beschäftigte dem Arbeitgeber für den Lohnsteuerabzug eine Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse I, II, III oder IV vor, entfällt die Pauschalsteuer. Der Arbeitgeber muss den Arbeitslohn aus dem geringfügigen Beschäftigungsverhältnis dann auf der Lohnsteuerkarte bescheinigen. Er wird auch im Rahmen einer ggf. durchzuführenden Einkommensteuerveranlagung als Bruttoarbeitslohn des geringfügig Beschäftigten aus nichtselbständiger Tätigkeit angesetzt.

Bei Vorlage einer Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse V oder VI würde sich eine höhere steuerliche Belastung ergeben.

Beispiel: G hat ab 1.4.2003 die Gartenpflege in einem Privathaushalt übernommen. Er erhält dafür 250 € monatlich. Dem Arbeitgeber hat er eine Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse I vorgelegt.

Der Arbeitgeber hat ab April 2003 Pauschalabgaben in Höhe von 10 % (5 % Rentenversicherung und 5 % Krankenversicherung) des Arbeitsentgelts (= 25 € monatlich) an die Einzugsstelle zu entrichten. Auf Grund der vorgelegten Lohnsteuerkarte ist die Pauschsteuer von 2 % des Arbeitsentgelts nicht zu entrichten. Bei einem Arbeitslohn von 250 € monatlich fällt in der Steuerklasse I keine Lohnsteuer an.

Die Einzugsstelle ist auch bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen in Privathaushalten zuständig für das Umlageverfahren nach dem Lohn​fortzahlungsgesetz. Vgl. zu weiteren Einzelheiten Rz. 7 zweiter Absatz.

Auch geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten sind kraft Gesetzes in der gesetzlichen Unfallversicherung gegen Arbeitsunfälle versichert. Die Beiträge zu dieser Pflichtversicherung zahlt der Arbeitgeber. Zuständig für die Beschäftigten in Privathaushalten ist der Träger der kommunalen Unfallversicherung (in der Regel die Gemeindeunfallversicherungsverbände).
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Für das Meldeverfahren gegenüber der Einzugsstelle gilt das Haushaltsscheckverfahren. Auf dem Haushaltsscheck teilt der Arbeitgeber das Arbeitsentgelt mit und ob die Lohnsteuer mit der einheitlichen Pauschsteuer erhoben werden soll.

Die Einzugsstelle berechnet die einheitliche Pauschsteuer und zieht sie zusammen mit den pauschalen Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung ein. Die Beiträge werden nur zweimal im Jahr fällig: Am 15.7. des laufenden Jahres für die Monate Januar bis Juni und am 15.1. des Folgejahres für die Monate Juli bis Dezember.

III. Mehrere geringfügige 
Beschäftigungsverhältnisse/ Haupt​be​schäf​tigung und 
geringfügige Beschäftigung
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Mehrere geringfügige Beschäftigungsverhältnisse werden sozialversicherungsrechtlich - wie bisher schon - zusammengerechnet. Dies gilt unabhängig davon, ob sie im gewerblichen Bereich oder in einem Privathaushalt ausgeübt werden. Bei einem Überschreiten des Grenzwertes von 400 € monatlich führt dies zur vollen Sozialversicherungspflicht; zur Berechnung des Arbeitnehmeranteils zur Sozialversicherung ist aber ggf. die neue Gleitzone zu beachten (vgl. V. Sozialversicherungsbeiträge bei Arbeitsentgelten zwischen 400 € und 800 € monatlich, S. 7). 

Steuerlich entfällt in diesen Fällen die neue einheitliche Pausch​steuer von 2 %, da der Arbeitgeber keinen pauschalen Arbeitgeberbeitrag zur Rentenversicherung zu entrichten hat. In dem einzelnen Arbeitsverhältnis kann aber die Lohnsteuer bis zu einem Arbeitslohn von jeweils 400 € monatlich mit 20 % zuzüglich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer erhoben werden; die Pauscha​lierungs​vorschrift kann auch angewendet werden, wenn der Arbeitslohn 12 € je Arbeitsstunde übersteigt. 

Diese Lohnsteuer ist vom jeweiligen Arbeitgeber auch in den Lohnsteuer-Anmeldungen ab April 2003 anzu​ge​ben. Sie ist nicht an die Einzugsstelle, sondern - wie bisher - an das jeweilige Betriebsstätten-Finanzamt zu entrichten. Legt der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber für den Lohnsteuerabzug eine Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse I, II, III oder IV vor, entfällt die Pauschsteuer.

Beispiel: H übt zwei geringfügige Beschäftigungsverhältnisse gegen ein monatliches Arbeitsentgelt in Höhe von 350 € bzw. 250 € aus.
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Auf Grund der vorzunehmenden Zusammenrechnung besteht Sozialversicherungspflicht. Beide Arbeitgeber haben allerdings die Möglichkeit, den Arbeitslohn mit 20 % zuzüglich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer pauschal zu versteuern.
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Wichtiger Hinweis: Wird bei der Zusammenrechnung festgestellt, dass die Voraussetzungen einer geringfügigen Beschäftigung nicht mehr vorliegen, tritt die Sozialversicherungspflicht erst mit dem Tag der Bekanntgabe der Feststellung durch die Einzugsstelle oder einen Träger der Rentenversicherung ein. Es kommt also nicht rückwirkend zur Sozialversicherungspflicht. Bis zum Tag der Bekanntgabe der Feststellung bleibt es dementsprechend auch bei der einheitlichen Pauschsteuer (Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer) von 2 %.

Beispiel: B ist seit dem 1.5.2003 bei Arbeitgeber A geringfügig beschäftigt. A hat 25 % Pauschalabgaben an die Einzugsstelle entrichtet. Am 10.10.2003 teilt die Einzugsstelle A mit, dass B eine weitere geringfügige Beschäftigung ausübt.

Die Versicherungspflicht tritt mit dem Tag der Bekanntgabe der Feststellung durch die Einzugsstelle am 10.10.2003 ein.
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Auch versicherungspflichtige Hauptbeschäftigungen werden ab 1.4.2003 grundsätzlich mit geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen im gewerblichen Bereich oder in Privathaushalten zusammengerechnet. 

Von wesentlicher Bedeutung ist, dass die Zusammenrechnung ab April 2003 allerdings unterbleibt, wenn die versicherungspflichtige Hauptbeschäftigung mit einer geringfügigen Beschäftigung bis zu 400 € monatlich zusammentrifft. Dies dürfte es vielen Branchen (z.B. Gastronomiebereich) erleichtern, innerhalb der Saison die erforderlichen Arbeitskräfte zu finden.

Beispiel: I ist im Hauptjob sozialversicherungspflichtig als Angestellter beschäftigt. Von Mai bis September 2003 hilft er im Gartenlokal des B als Kellner aus. Sein monatlicher Verdienst beträgt 400 €. Das Trinkgeld beträgt im Schnitt 50 € monatlich. Weiteren Arbeitnehmertätigkeiten geht I nicht nach.
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Es handelt sich bei dem Nebenjob als Kellner um eine geringfügige Beschäftigung, die nicht mit der sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung zusammengerechnet wird. 

B hat ab April 2003 Pauschalabgaben in Höhe von 25 % des Arbeitsentgelts (12 % Rentenversicherung, 11 % Krankenversicherung, 2 % Lohnsteuer = 100 € monatlich) an die Einzugsstelle zu entrichten. Das Trinkgeld von 50 € monatlich ist steuer- und sozialversicherungsfrei und führt daher nicht zu einer anderen Beurteilung.

Übt zurzeit ein Arbeitnehmer mit sozialversicherungspflichtiger Hauptbeschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber eine geringfügige Nebenbeschäftigung aus, hat er diesem Arbeitgeber für den Lohnsteuerabzug zumeist eine Lohnsteuerkarte mit der ungünstigen Steuerklasse VI vorgelegt. Diese Lohnsteuerkarte wird ab April 2003 nicht mehr benötigt, da in den Pauschalabgaben von 25 % auch die Lohnsteuer enthalten ist. 

Der ab April 2003 pauschal versteuerte Arbeitslohn wird auch in der Einkommensteuerveranlagung des Arbeitnehmers nicht angesetzt, so dass es in diesem Bereich für den Arbeitnehmer zu einer spürbaren Entlastung kommt. 

Auch bei mehreren Nebenbeschäftigungen bis zu 400 € und einer Hauptbeschäftigung ist eine Nebenbeschäftigung sozialversicherungsfrei (mit Pauschalabgaben des Arbeitgebers) und nicht mit der Hauptbeschäftigung zusammenzurechnen. Dabei ist immer die erste (die älteste) Nebenbeschäftigung begünstigt.

IV. Steuerermäßigung bei haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnissen und haushaltsnahen Dienstleistungen
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Um einen Anreiz für Beschäftigungsverhältnisse im Privathaushalt zu schaffen und die Schwarzarbeit in diesem Bereich zu bekämpfen, wurde eine steuerliche Förderung in Form einer Steuerermäßigung eingeführt. Diese kann aus arbeitsmarktpolitischen Gründen aber nur in Anspruch genommen werden, wenn das haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnis in einem inländischen Haushalt ausgeübt bzw. die haushaltsnahe Dienstleistung in einem inländischen Haushalt erbracht wird. Haushaltsnahe Tätigkeiten sind u.a. die Reinigung der Wohnung des Steuerpflichtigen, die Zubereitung von Mahlzeiten im Haushalt, die Pflege, Versorgung und Betreuung von Kranken, alten Menschen und pflegebedürftigen Personen sowie die Gartenpflege.

Folgende Steuerermäßigungen, die die tarifliche Einkommensteuer - vermindert um sonstige Steuerermäßigungen - verringern, wurden eingeführt:
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· 10 % der Aufwendungen, höchstens 510 € jährlich, für eine geringfügige Beschäftigung in einem Privathaushalt;
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· 12 % der Aufwendungen, höchstens 2.400 € jährlich, bei haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnissen, für die auf Grund des Beschäftigungsverhältnisses Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung entrichtet werden und die keine geringfügige Beschäftigung darstellen. Faktisch handelt es sich um die Wiedereinführung des früheren Dienstmädchenprivilegs, nach dem ein Abzug solcher Aufwendungen als Sonderausgaben möglich war (bis 2001 bis zu 18.000 DM).
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Die Steuerermäßigung greift nur, wenn die Aufwendungen nicht zu den Betriebsausgaben/Wer​bungskosten gehören und soweit sie nicht als außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt worden sind. Für jeden Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen für die Steuerermäßigung nicht vorgelegen haben, ermäßigt sich der Höchstbetrag um 1/12.

Beispiel: Frau J hilft ab April 2003 mehrmals in der Woche im privaten Haushalt der Familie A aus (Reinigung der Wohnung, Zubereitung von Mahlzeiten). Ihr Verdienst beträgt 350 € monatlich.

Familie A hat ab April 2003 Pauschalabgaben von 12 % des Arbeitsentgelts (= 42 € monatlich; April bis Dezember 2003 = 378 €) an die Einzugsstelle zu entrichten. In ihrer Einkommensteuererklärung 2003 kann Familie A eine Steuerermäßigung in Höhe von 10 % ihrer Aufwendungen von (350 € x neun Monate = 3.150 € zuzüglich 378 € Abgaben) 3.528 € = 353 € geltend machen. Der zeitanteilige Höchstbetrag für 2003 von 383 € (9/12 von 510 €) ist nicht überschritten. Hinzu kommt eine anteilige Ersparnis beim Solidaritätszuschlag und bei der Kirchensteuer.

Beispiel: Frau K hilft ab Januar 2003 fünfmal in der Woche im privaten Haushalt der Familie B aus (Reinigung der Wohnung, Zubereitung von Mahlzeiten). Ihr Verdienst beträgt 800 € monatlich.

Das Arbeitsverhältnis zwischen Familie B und Frau K ist eine sozialversicherungspflichtige Hauptbeschäftigung. Um den Lohnsteuerabzug vornehmen zu können, muss Frau K eine Lohnsteuerkarte vorlegen; anderenfalls ist der Lohnsteuerabzug nach der Steuerklasse VI vorzunehmen. In ihrer Einkommensteuererklärung 2003 kann Familie B 12 % ihrer Aufwendungen von (Bruttoarbeitslohn inklusive Weihnachtsgeld 800 € x 13 Monate = 10.400 € zuzüglich geschätzter Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung von ca. 20,85 % = 2.169 €) 12.569 € = 1.509 € geltend machen. Der Höchstbetrag für 2003 von 2.400 € ist nicht überschritten.
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Für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen, die in einem inländischen Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht werden, ermäßigt sich die tarifliche Einkommensteuer um 20 % der Aufwendungen, höchstens 600 € jährlich. Es darf sich nicht um eine geringfügige Beschäftigung im sozialversicherungsrechtlichen Sinne handeln, und der Abzug ist ausgeschlossen, wenn es sich um Betriebsausgaben oder Werbungskosten handelt oder die Aufwen​dungen als außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt worden sind. Außerdem setzt die Steuerermäßigung voraus, dass der Steuerpflichtige die Aufwendungen durch Vorlage einer Rechnung und die Zahlung auf das Konto des Erbringers der haushaltsnahen Dienstleistung durch einen Beleg des Kreditinstituts nachweist. Diese Steuerermäßigung kommt für haushaltsnahe Tätigkeiten in Betracht, die nicht im Rahmen eines Arbeitsver​hältnisses erbracht werden (z.B. Tätigkeit eines selbständigen Fensterputzers, Gärtners oder Pflegedienstes, Inanspruchnahme haushaltsnaher Tätigkeiten über Dienstleistungsagenturen).

Beispiel: Herr L beschäftigt für haushaltsnahe Tätigkeiten einen selbständigen Fens​terputzer und einen selbständigen Gärtner. Seine Aufwendungen hierfür betragen 2003 insgesamt 1.200 €. Ordnungsgemäße Rechnungen und Zahlungsbelege liegen vor.
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Die Steuerermäßigung beträgt 20 % von 1.200 € 
= 240 €.
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Ergänzende Hinweise: Die genannten Höchstbeträge der Steuerermäßigung verdoppeln sich bei Ehepaaren nicht. Bei getrennter Veranlagung steht die Steuerermäßigung jedem Ehegatten zur Hälfte zu; eine andere Aufteilung kann aber durch einen gemeinsamen Antrag erreicht werden. 

24

Leben zwei Alleinstehende in einem Haushalt zusammen, können sie die Höchstbeträge insgesamt nur einmal in Anspruch nehmen. Die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen kann sich bei der Veranlagung zur Einkommensteuer, bei den Einkommensteuer-Vorauszahlungen und beim Lohnsteuer-Abzugsverfahren auswirken. 
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Um eine Berücksichtigung im Lohnsteuer-Ab​zugs​verfahren zu erreichen, wird die Steuerermäßigung durch Vervierfachung in einen Freibetrag umgerechnet und vom Finanzamt als Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte eingetragen.
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Beispiel: Herr M beschäftigt eine Haushaltshilfe im Rahmen eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses. Seine Aufwendungen für den Zeitraum vom 1.4. bis 31.12.2003 werden sich voraussichtlich auf 2.520 € belaufen. Die Steuerermäßigung be​trägt 10 % hiervon = 252 €. Der anteilige Höchstbetrag 9/12 von 510 € (= 383 €) ist nicht überschritten. Zudem beschäftigt er einen selbständigen Gärtner. Die Aufwen​dungen werden 2003 ca. 1.000 € betragen, so dass sich eine Steuerermäßigung von 200 € (20 % von 1.000 €) ergibt. M möchte die Steuerermäßigung als Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte eintragen lassen.

	Geringfügige Beschäftigung im 
Privathaushalt: Steuerermäßigung
	
252 €

	Haushaltsnahe Tätigkeit durch 
Selbständigen: Steuerermäßigung
	
200 €

	Summe:
	452 €

	Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte: 452 € x 4 
= 
	
1.808 €


V. Sozialversicherung: 
Arbeitsentgelte zwischen 
400 € und 800 € monatlich

27

Bei Arbeitsentgelten oberhalb von 400 € bis zur Grenze von 800 € wird sozialversicherungsrechtlich eine Gleitzone eingeführt. Dies gilt nicht für Ausbildungsverhältnisse. Bei Arbeitsentgelten oberhalb von 400 € besteht danach Versicherungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung. Hier setzt der volle Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung für das gesamte Arbeitsentgelt ein. Für Arbeitsentgelte zwischen 400 € und 800 € steigt der vom Arbeitnehmer für das gesamte Arbeitsentgelt zu zahlende Anteil linear bis zum vollen Arbeitnehmeranteil an. Die beitragspflichtige Einnahme zur Ermittlung des Arbeitnehmer​anteils wird nach folgender Formel berechnet:

F x 400 + (2 - F) x (AE - 400)

AE ist das Arbeitsentgelt. F ist der Faktor, der sich ergibt, wenn der Wert 25 durch den durch-

schnittlichen Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz des Kalenderjahres, in dem der Anspruch auf das Arbeitsentgelt entstanden ist, geteilt wird. Der durchschnittliche Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz 2003 beträgt 41,7 % (Rentenversicherung 19,5 %, Arbeitslosenversicherung 6,5 %, Pflegeversicherung 1,7 %, Krankenversicherung durchschnittlich 14 %). Der Faktor beträgt für 2003 folglich 0,5995.

Zu beachten ist, dass auf die beitragspflichtige Einnahme immer der tatsächliche und nicht der durchschnittliche Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz anzuwenden ist. Ausgehend von den vorstehenden Beispielen kann dann jeweils der Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil zur Sozialversicherung berechnet werden.

Die tabellarische Übersicht unten stellt in Sprüngen von jeweils 50 € die Höhe der beitragspflichtigen Einnahme innerhalb der Gleitzone dar. 

	Arbeitsentgelt innerhalb der Gleitzone z.B.
	Höhe der beitrags​pflichtigen Einnahme

	450 €
	309,83 €

	500 €
	379,85 €

	550 €
	449,88 €

	600 €
	519,90 €

	650 €
	589,93 €

	700 €
	659,95 €

	750 €
	729,98 €

	800 €
	800,00 €


Hinweise: Für die Berechnung der Rentenversicherungsbeiträge (nicht für die übrigen Zweige der Sozialversicherung!) kann der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber schriftlich erklären, dass beitragspflichtige Einnahme - abweichend von der Gleitzone - das tatsächliche Arbeitsentgelt aus der versicherungspflichtigen Beschäftigung ist. Die Erklärung kann nur mit Wirkung für die Zukunft und bei mehreren Beschäftigungen nur einheitlich abgegeben werden. Sie ist für die Dauer der Beschäftigungen bindend.

Wird eine oder werden mehrere Nebenbeschäftigung(en) mit einem Arbeitsentgelt zwischen 400 € und 800 € neben einer versicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung von mehr als 800 € ausgeübt, gelten die Regelungen für die Gleitzone nicht. Hier werden die individuellen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge auf das zusammengerechnete Entgelt erhoben.
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Lohnsteuerlich gelten keine Besonderheiten. Liegt das Arbeitsentgelt in der Nebenbeschäftigung zwischen 400 € und 800 €, muss der Arbeitnehmer eine Lohnsteuerkarte vorlegen. Bei mehreren Nebenbeschäftigungen, bei denen sich insgesamt Arbeitslöhne zwischen 400 € und 800 € ergeben, kann der Arbeitslohn des einzelnen Beschäftigungsverhältnisses von jeweils nicht mehr als 400 € mit 20 % pauschal besteuert werden.

VI. Kurzfristige Beschäftigung

Eine sozialversicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung liegt grundsätzlich vor, wenn sie auf längstens zwei Monate oder 50 Arbeitstage begrenzt ist. Die Zeitgrenze von zwei Monaten bzw. 50 Arbeitstagen, die während eines Jahres nicht überschritten werden darf, wird ab 1.4.2003 auf das Kalenderjahr bezogen.

VII. Sonstige Änderungen
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Mit Zuschüssen zum Arbeitsentgelt werden für ältere Arbeitslose (ab Alter 50) oder von Arbeitslosigkeit bedrohte ältere Arbeitnehmer finanzielle Anreize zur Arbeitsaufnahme angeboten. Diese Zuschüsse zum Arbeitsentgelt sind steuerfrei, unterliegen aber dem Progressionsvorbehalt.
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Vorerst befristet bis zum 31.12.2005 wird eine neue Form der Selbständigkeit eingeführt, die "Ich-AG". Wer durch die Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit seine Arbeitslosigkeit be​endet, hat zukünftig unter bestimmten Voraussetzungen Anspruch auf einen monatlichen Exis​tenzgründungszuschuss. 

Bisher wurde eine Scheinselbständigkeit - und damit Sozialversicherungspflicht - vermutet, wenn drei der fünf folgenden wesentlichen Merk​male erfüllt waren: keine versicherungspflichtigen Arbeitnehmer oberhalb der Geringfügigkeitsgrenze, Tätigwerden nur für einen Auftraggeber, regel​mäßig werden für diese Tätigkeit Arbeitnehmer beschäftigt, kein unternehmerisches Handeln für diese Tätigkeit und die Tätigkeit wurde zuvor für denselben Auftraggeber im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses ausgeübt.

Diese Vermutungsregelung ist weggefallen. Damit sind jetzt wieder die Träger der Sozialversicherung für das Vorliegen einer versicherungspflichtigen Beschäftigung beweislastpflichtig. In Zweifelsfällen ist seit Jahresbeginn wieder auf das Gesamtbild der Verhältnisse abzustellen.
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Im Beitragsrecht der Sozialversicherung gilt seit langem das sog. Entstehungsprinzip: Beiträge werden fällig, wenn der Anspruch des Arbeitnehmers auf das Arbeitsentgelt entstanden ist. Sie sind deshalb auch für geschuldetes, bei Fälligkeit aber noch nicht gezahltes Arbeitsentgelt zu entrichten (sog. Phantomlohn). Dieser Grundsatz des Sozialversicherungsrechts ist nun ab 1.1.2003 für einmalig gezahltes Arbeitsentgelt (z.B. Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld) aufgegeben worden. Hier sind die Beiträge erst bei Auszahlung des einmaligen Arbeitsentgelts zu zahlen. Bei laufendem Arbeitsentgelt bleibt die Problematik des Phantomlohns leider erhalten.

	Mini-Jobs: Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbelastung auf einen Blick

	Monatliches Arbeitsentgelt
	Arbeitgeberbelastung
	Arbeitnehmerbelastung

	Bis 400 € 
im gewerblichen Bereich
	Rentenversicherung
Krankenversicherung*
Pauschalsteuer}
	12 %
11 %
2 %
	}25 %
	ohne Steuerbelastung
keine Sozialabgaben

	Bis 400 € 
im Privathaushalt
	Rentenversicherung
Krankenversicherung*
Pauschalsteuer
	5 %
5 %
2 %
	}12 %
	ohne Steuerbelastung
keine Sozialabgaben

	Von 400,01 € bis 800 €
	Normale Versicherungsbeiträge
	Normale Besteuerung
Gleitzone bei der Sozialversicherung

	* Die pauschale Krankenversicherung von 11 % bzw. 5 % entfällt bei nicht gesetzlich Krankenversicherten.


Mit freundlichen Grüßen
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Alle Angaben nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr
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